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Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat
beschlossen, dass sich der Bund an der Sanierung des
Kultur- und Kongresszentrums Gera beteiligt. Der direkt
gewählte Abgeordnete Stephan Brandner aus Gera freut
sich über diese Finanzspritze für seine Stadt und hofft
darauf, dass die Zusage ein Startschuss für eine
wiederbelebte Innenstadt wird: 
"Gera ist eine lebens- und liebenswerte Stadt, die viel zu
häufig unterschätzt wird. Wir haben viele Baustellen, an
denen noch viel in Gera zu tun ist. Eine davon ist ohne
Zweifel das KuK, wo ich erst kürzlich die Wanderausstellung
des Deutschen Bundestages eröffnen konnte. Für viele
Gersche hängen am Kultur- und Kongresszentrum
zahlreiche liebgewonnene Erinnerungen, aber auch die
Möglichkeit Tagungen und Kongresse, kleine Messen,
Konzerte und sonstige Veranstaltungen in Gera
durchzuführen, sind mit der Sanierung des KuK verbunden.
Die Innenstadt Geras muss auch hinsichtlich des Tietz-
Kaufhauses und der Sorge endlich attraktiver werden. Mit
einer starken AfD-Fraktion im Stadtrat und den Vertretern in
Bund und Land wird es uns gelingen, Gera noch weiter voran
zu bringen. "

Sanierung des KuK Gera kann endlich beginnen
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Aktuelle Videos

Brandner auf TikTok:

https://vm.tiktok.com/ZGd1PRR3G/
https://vm.tiktok.com/ZGd1PU4fQ/
https://youtu.be/NKwnLNVzG1Y?si=h280c8krTFjXJlFm
https://youtu.be/F7n1PZGrsDc?si=phzB8kH2nikaRQT_
https://youtu.be/IbAxgVysTQA?si=X_xf42g7prZe8aqX
https://youtu.be/6_vsZrkeWbs?si=T3L62jScDWQKxt6L
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Impressionen aus dem Bundestag
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Bürgerdialog in Büdingen



Befragung der Bundesregierung

Am Mittwoch hat Stephan Brandner den Bundesfinanzminister Christian Lindner (FDP) gefragt: „Es fehlen nach
Presseberichterstattung knapp 10 Milliarden Euro im Einzelplan des Kollegen Hubertus Heil (Bundesminister für Arbeit und
Soziales). Jetzt haben Sie im ersten Teil Ihrer Antwort gesagt: Wenn 10 Milliarden Euro bei ihm fehlen, muss er sie quasi
selbst erwirtschaften. - Im zweiten Teil Ihrer Antwort haben Sie sinngemäß gesagt: Unter Umständen kann er auf mich
zukommen, und ich schaue dann noch mal.Deshalb noch mal die klare Frage: Bleibt es bei den Planansätzen, die Sie ihm
eingeräumt haben, oder behalten Sie sich ein Hintertürchen offen, um noch mal ein Schippchen seitens des
Finanzministeriums draufzulegen, wenn er sich tatsächlich um 10 Milliarden Euro verrechnet hat? Das ist der erste Teil
meiner Frage. Nun zum zweiten Teil. Das war jetzt ein Bömbchen, das mit der Meldung über die fehlenden 10 Milliarden Euro
hochgegangen ist. Wie viele Bömbchen schlummern in Ihrem Haushalt denn noch?“
Zudem wollte Stephan Brandner von der Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und
Verbraucherschutz Steffi Lemke (Grüne) wissen: „Ich habe die Klimaschutzprojekte in China vermisst. Da fließt ja viel Geld
rein - viele, viele Milliarden. Wenn man die Medien verfolgt, weiß man: Seit Anfang August gibt es Hinweise darauf, dass es
getürkte Klimaprojekte in China gibt. Dem Umweltbundesamt seien seit 2023 Berichte bekannt. Konsequenzen gab es
keine, auch nicht im Winter 2023/2024. 2024 wurde es dem Umweltbundesamt dann offenbar zu heiß. Es wurde
Strafanzeige erstattet. Jetzt haben Sie Ermittlungen in die Wege geleitet und einen externen Anwalt beauftragt. Irgendwie
stehen von 66 Klimaprojekten in China 45 im Verdacht, betrügerisch aufgezogen worden zu sein. Man redet über 4, 5, 6
Milliarden Euro Schaden. Wie ist denn da der aktuelle Stand?“
 
AfD-Antrag fordert Sachleistungen statt Geldleistungen für Asylbewerber

„Brot, Bett und Seife – Sachleistungen statt Geldleistungen für Asylbewerber“ lautet der Titel eines Antrags von der AfD-
Fraktion, den der Bundestag am Mittwoch erstmals beraten hat. 
Die AfD-Fraktion fordert die Bundesregierung auf, einen Gesetzentwurf vorzulegen, der festlegt, dass für die Dauer des
Asylverfahrens bis zur Abschiebung oder der Anerkennung eines Asylgesuchs eine Versorgung nur in Form notwendiger
Sachleistungen erfolgt wie Essen, Kleidung und Hygienemittel (Brot, Bett und Seife) sowie lediglich eine medizinische
Grundversorgung. Auch solle der Gesetzentwurf eine generelle Vereinfachung und Entbürokratisierung zugunsten
„deutscher Staatsinteressen“ in allen Verfahren im Zusammenhang des Asylrechts mit sich bringen. Dies betreffe
besonders das Verwaltungsverfahren im Asylbewerberleistungsrecht und im Sozialrecht. René Springer sagte dazu in
seiner Rede: „Wir stehen inzwischen vor einem sozialpolitischen Trümmerhaufen. Es ist höchste Zeit die deutschen Pull-
Faktoren abzustellen.“
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Rückblick auf die Plenarwoche , Mittwoch 25. September
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Rückblick auf die Plenarwoche , Donnerstag 26. September

Bürokratieentlastungsgesetz IV passiert den Bundestag

Der Bundestag hat am Donnerstag den Entwurf der Bundesregierung für ein Bürokratieentlastungsgesetz IV angenommen.
Darüber hinaus wurden zwei Änderungsanträge und ein Entschließungsantrag der AfD-Fraktion gegen die Stimmen der
anderen Fraktion abgelehnt.
 
Stephan Brandner sagte dazu in seiner Rede: „Wir reden über Bürokratieentlastung. Die beste Entlastung für Deutschland
wäre die fristlose Entlassung sämtlicher für diese desaströse Politik der letzten Jahre verantwortlichen Ampelmännchen
und Ampelweibchen. Eine AfD-geführte Bundesregierung muss her, die richtig anpackt. Solange diese Regierung im Amt ist,
können Sie sich dieses Gesetzesvorhaben und überhaupt jedes Gesetzesvorhaben sparen. Die bringen Deutschland nicht
voran. Sie sind Deutschlands Untergang.Und daran ändert auch Ihr telefonbuchdickes Viertes Bürokratieentlastungs-gesetz
nichts … Ich habe mehrere Seiten an Gesetzen und Verordnungen, die weg können, geändert oder massiv gestrichen
werden können. Meine Damen und Herren, es gibt viel zu tun. Packen Sie es nicht mehr an; das bringt nichts! Wir von der
Alternative werden das anpacken und unser Land vom Kopf wieder auf die Füße stellen.“
 
Später erwiderte er auf die Rede von Wirtschaftsminister Robert Habeck: „Herr Habeck, Sie haben eingangs Ihrer Rede
sinngemäß gesagt, es sei gut gewesen, dass ich nicht weiterreden konnte, weil ich das Grundgesetz auch noch hätte
abschaffen wollen. Das ist völliger Quatsch. Wenn eine Partei, wenn eine Fraktion in diesem Hause ganz vorne bei der
Verteidigung des Grundgesetzes steht, dann ist es die Alternative für Deutschland und keine andere. Wir stehen für
Gewaltenteilung. Wir stehen für Grundrechte. Wir stehen für Freiheit der Bürger. Wir haben in tiefsten Coronazeiten ganz
vorne gestanden und haben die Grundrechte verteidigt, während Sie und Ihre Truppenteile die Bürger eingesperrt haben
und ihrer Grundrechte beraubt haben. Die wahren Grundrechts- und Grundgesetzverächter sind Sie und Ihre Partei.“
 
Ausnahme von dem Verbot der Zugehörigkeit zu einem Aufsichtsrat für Klara Geywitz

Am Donnerstag wurde vom Bundestag gegen das Votum der AfD ein Antrag der Bundesregierung angenommen, in dem sich
diese für eine „Ausnahme von dem Verbot der Zugehörigkeit zu einem Aufsichtsrat für Mitglieder der Bundesregierung“
gemäß Paragraf 5 Absatz 1 Satz 2 des Bundesministergesetzes ausspricht. Konkret geht es um die Entsendung der
Bundesministerin für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen Klara Geywitz (SPD) in den Aufsichtsrat der
Zukunftszentrum für Deutsche Einheit und Europäische Transformation gGmbH.
 
Stephan Brandner hat dazu klare Wort: „Statt sich dem Bau neuer Wohnungen zu widmen, strebt Frau Geywitz nun danach,
in den Aufsichtsrat des Zukunftszentrums für Deutsche Einheit und Transformation einzuziehen, obwohl dies nach § 5
Bundesministergesetz eigentlich verboten ist. Offenbar ist sie nicht ausgelastet - was verwundert. Die versprochenen 400
000 neuen Wohnungen pro Jahr sind so weit entfernt wie noch nie. Die Eigentumsquote sinkt. Mieten, Nebenkosten und
Baukosten explodieren. Es gibt keine Deregulierung auf dem Wohnungsmarkt und keine Entlastung für die Bürger. Darum
könnte sie sich kümmern.“ „Wir brauchen keine seltsamen Zentren. Wir brauchen vernünftige Politik für Deutschland. Eine
Ministerin, die schon in ihrem Vollzeitjob als Ministerin nichts hinbekommt, braucht nicht auch noch ein
Aufsichtsratsmandat. Die soll sich um ihr Ministerium kümmern und um sonst nichts“, so Brandner weiter.



Soziales - Bundesregierung will Aktienrente einführen

Der Bundestag hat am Freitag über die Aktienrente debattiert. Damit das Niveau der gesetzlichen Rente bis 2039 nicht
unter 48 Prozent des Durchschnittslohns fällt und außerdem eine Aktienrente eingeführt werden kann, hat die
Bundesregierung den Gesetzentwurf „zur Stabilisierung des Rentenniveaus und zum Aufbau eines Generationenkapitals für
die gesetzliche Rentenversicherung“ (Rentenniveaustabilisierungs- und Generationenkapitalgesetz) vorgelegt. Die darin
vorgesehene Festschreibung des Rentenniveaus auf 48 Prozent, also die Verlängerung der 2018 eingeführten Haltelinie, ruft
viele Kritiker auf den Plan. Nicht, weil diese den Rentnern die 48 Prozent nicht gönnen, sondern weil eine andere Haltelinie,
die für die Beiträge, nicht verlängert wurde. Die Rentenbeiträge werden also, nachdem sie sehr lange stabil bei 18,6 Prozent
lagen und liegen, mittelfristig auf 22,3 Prozent steigen. Um diesen Beitragsanstieg abzumildern, ist der Einstieg in eine
teilweise aktienbasierte Finanzierung der Gesetzlichen Rentenversicherung geplant.
 
Die AfD-Fraktion konnte das nicht überzeugen. Deren Rentenexpertin Ulrike Schielke-Ziesing (AfD) verwies auf die Kritik des
Bundesrechnungshofes, der kürzlich vor „enormen Ausgabensteigerungen in der Rentenversicherung“ gewarnt hatte. Das
Generationenkapital sei eine „Finanzierung auf Pump“, die den Anstieg der Rentenbeiträge nur minimal senke. „Warum
macht man das?“, fragte sie. Mit der AfD-Idee eines Fonds-Sparplans für Jüngere, wäre es dagegen möglich, die Rente
langfristig zu stabilisieren, sagte sie.
 
 
Vereinbarte Debatte - Evakuierung aus Afghanistan vor drei Jahren

Am Freitag stand zudem die Vereinbarte Debatte anlässlich des dritten Jahrestags der Evakuierungsmission in
Afghanistanauf der Tagesordnung. Ende August 2021 evakuierte die Bundeswehr mehr als 5.000 Personen aus Afghanistan,
weil sich nach der Machtübernahme der Taliban die Sicherheitslage rapide verschlechtert hatte. Die Umstände, rund um die
Beendigung des Afghanistan-Einsatzes der Bundeswehr und die Evakuierungen, werden derzeit auch im 1.
Untersuchungsausschuss aufgearbeitet.
 
Stefan Keuter von der AfD sagte, er glaube nicht, dass je eine afghanische Ortskraft gefährdet gewesen und von den
Taliban ermordet worden sei. Seiner Meinung nach handelt es sich bei dem „ganzen Hype um die Ortskräfte“ um eine
„Nebelkerze“. Vielmehr gehe es der Bundesregierung darum, vom Scheitern des Einsatzes abzulenken und „ganz gezielt den
Zustrom vonZuwanderern aus kulturfremden Kreisen weiter zu befeuern“.
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Rückblick auf die Plenarwoche , Freitag 27. September



Kommende Termine
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Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de

Geöffnet: Mo. und Do. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di. bis Do. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do. und Fr. 10-17 Uhr

Wir sind für Sie da:

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

Besuchen Sie mich auch im Netz


